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Vorbemerkung 
 
 
 
 
 
 
Die politische Kommunikation im Rahmen von rotierenden EU-Ratspräsident-
schaften steht empirisch im Fokus der vorliegenden Untersuchung. Mit In-
krafttreten des Vertrags von Lissabon am 1. Dezember 2009 wurde das Amt des 
Präsidenten des Europäischen Rats eingeführt. Erster Träger des Amtes ist der 
Belgier Herman Van Rompuy. Damit wurde die halbjährliche Rotation der Prä-
sidentschaft zwischen den Regierungschefs der Mitgliedsstaaten im Europäi-
schen Rat abgeschafft. Es gibt noch wenig Erfahrungswerte im Hinblick auf die 
Frage, wie diese Neuerung die Arbeit des Europäischen Rats insgesamt sowie 
die interne und externe politische Kommunikation der Institution verändern wird 
(vgl. hierzu Blavoukos et al. 2007; Seeger 2007; Hierlemann 2009). 

Die rotierende Präsidentschaft im Rat der Europäischen Union ist jedoch 
auch nach der Vertragsreform erhalten geblieben.1 Die Frage danach, wie diese 
Rotation politische Kommunikation im Rahmen von EU-Politik beeinflusst, ist 
deshalb nach wie vor von wissenschaftlicher und praktischer Relevanz. So ar-
gumentiert Westlake schon 2007, dass die rotierende Ratspräsidentschaft auch 
nach Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon noch eine große Rolle spielen wird: 
„[T]he rotating presidency will continue to matter a great deal for the foreseeable 
future“ (Westlake 2007). 
 
 

                                                           
1  Ausnahme ist hier der Rat für Auswärtige Angelegenheiten, dem seit der Vertragsreform die 

Hohe Vertreterin für Außen- und Sicherheitspolitik, Catherine Ashton, vorsitzt. 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„The EU (…) is somewhat like the moon: though of major influence on the ebb and 
flow of Europe, it is only cyclically fully visible.“ 

Peter und de Vreese 2004:16 
 

 



1 Einleitung 
 
 
 
 
 
 
So ritualisiert die Klage über nervöse Medienöffentlichkeiten und ihren Einfluss 
auf die nationale Politik inzwischen ist, so ritualisiert ist auch die Feststellung, 
die Europäische Union (EU) leide an einem Öffentlichkeitsdefizit und sei des-
halb den Bürgern fern. Brüssel stehe für Männer und Frauen in grauen Anzügen, 
die riesige Aktenberge bewegen. Immer die gleichen Gebäude, in denen schwer 
verständliche Debatten zwischen kaum bekannten Menschen stattfinden, eine 
Welt aus Kürzeln und Akronymen, die von und für Bürokraten errichtet wurde. 

Unabhängig von dem immensen politischen Einfluss, den die Brüsseler In-
stitutionen inzwischen haben, betrachten viele Journalisten Nachrichten aus 
Europas Machtzentrum noch immer als Quotenkiller und Auflagengift. Tatsäch-
lich bestätigen Medieninhaltsanalysen, dass die mediale Repräsentation von EU-
Politik ihrer politischen Bedeutung im Alltag oft nicht entspricht. 

Es gibt allerdings dem Alltag enthobene Momente, in denen Europa noch 
immer erstaunliche Faszination entfaltet: Schon im Vorfeld der deutschen Rats-
präsidentschaft 2007 nannte die Süddeutsche Zeitung Angela Merkel „Kanzlerin 
von Europa“ (Schwennicke 2006:4). „Große Koalition bis nach Brüssel“ (Rinke 
und Hauschild 2006:7) hieß es am gleichen Tag im Handelsblatt, die Hannover-
sche Allgemeine sah den „Beginn einer wunderbaren Beziehung“ (Urschel 
2006:4) und DIE WELT sprach von „Merkels Masterplan für Europa“ (Graw und 
Schiltz 2006:5). Es folgten sechs Monate intensivierter Medienaufmerksamkeit 
für EU-Politik. 
 
 
1.1 Problemstellung 
 
Wie dieser kurze Blick in die Berichterstattung zeigt, führt die Arbeitsweise des 
Europäischen Rats und des Rats der Europäischen Union (EU) regelmäßig zu 
Momenten fokussierter Aufmerksamkeit. Die Ratspräsidentschaft bietet den 
jeweils amtierenden Mitgliedsstaaten nicht nur die Gelegenheit zur Selbstdarstel-

C. K. Huber, Zwischen Routine, Ratspräsidentschaft und Gipfel,
DOI 10.1007/978-3-531-94343-5_1,
© VS Verlag für Sozialwissenschaften | Springer Fachmedien Wiesbaden 2012 
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lung auf internationaler Ebene,2 sondern auch zu einer intensivierten Kommuni-
kation über europapolitische Angelegenheiten im Heimatland (vgl. Hayes-
Renshaw 2007:120; Weidenfeld 2010:123). Die Gipfel des Europäischen Rats, 
die mindestens zweimal während einer Präsidentschaft stattfinden, erregen EU-
weit gesteigerte Medienaufmerksamkeit (vgl. Peter und de Vreese 2004:6; Wes-
sels 2008:173). „Solche Fokusereignisse stimulieren in der Regel eine Vielzahl 
politischer Akteure zum Einstieg in die Debatte und zur Mobilisierung von Öf-
fentlichkeit“ (Trenz 2005:222). Es ist anzunehmen, dass bei diesen regelmäßig 
stattfindenden Großereignissen europapolitischer Kommunikation für alle Ak-
teure3 – nicht nur für die jeweilige Ratspräsidentschaft – andere Regeln gelten als 
im Alltag der Europapolitik. 

Diese Arbeit geht der Frage nach, wie das Zusammenspiel von Medien und 
Politik auf Ebene der EU beschrieben und erklärt werden kann. Die Dynamik der 
Interaktionen4 zwischen politischen Sprechern5 und Journalisten in Routinepha-
sen der Europaberichterstattung6 soll mit der Dynamik in Momenten fokussierter 
Medienaufmerksamkeit verglichen werden. Dabei setzt die Studie empirisch auf 
der Mikroebene – also der Akteursebene – an. 

In dieser Arbeit soll eine Aussage darüber getroffen werden, ob es im Zuge 
dieser medialen Ausnahmesituationen im Vergleich zum Brüsseler Nachrichten-
alltag zu Veränderungen in der Interaktion zwischen Medien und Politik kommt 
und ob sich in der Folge die Akteure der beiden Sphären diesen veränderten 
                                                           
2  In der Zeit, in der die Regierung eines Mitgliedsstaats die Ratspräsidentschaft innehat, kommt 

es zu erhöhter internationaler Aufmerksamkeit für das jeweilige Regierungshandeln auf euro-
päischer Ebene (vgl. Wessels und Schäfer 2007:IX). 

3  Der Begriff des Akteurs wird hier nach Jarren und Donges verstanden als „jene Personen 
(individuelle Akteure) oder Gruppen (kollektive Akteure), die bestimmte Handlungsziele und 
Interessen verfolgen, über Handlungsressourcen und normative Orientierungen verfügen, die 
Fähigkeit besitzen, strategisch zu handeln, die sich sowohl selbst als Akteur verstehen als auch 
von anderen als solcher anerkannt werden“ (Jarren und Donges 2006:119). 

4  Als Interaktion werden hier „die durch Kommunikation vermittelten wechselseitigen Bezie-
hungen zwischen Personen und Gruppen und die daraus resultierende wechselseitige Beein-
flussung ihrer Einstellungen, Erwartungen und Handlungen verstanden“ (Jarren und Donges 
2006:303). 

5  Zu Gunsten der besseren Lesbarkeit wird in den folgenden Kapiteln der Arbeit überwiegend 
die männliche Form verwandt. Gemeint sind jedoch beide Geschlechter. In der Auswertung der 
Ergebnisse wurde das Geschlecht willkürlich variiert, um die Anonymität der Interviewpartner 
zu gewährleisten. 

6  Mit Europaberichterstattung, EU-Berichterstattung und EU-Journalismus ist im Folgenden 
stets die Praxis der journalistischen Berichterstattung über Prozesse der EU-Politik und die EU 
als Staatenbund bezeichnet. Damit wird hier ein vergleichsweise enger Europabegriff zugrunde 
gelegt, der sich allein auf die EU als politisches System bezieht. Insofern ist die hier gewählte 
Definition abzugrenzen von einem Begriff des „(...) europäische[n] Journalismus, der weit 
mehr umfasst als die politische Kommunikation innerhalb der EU“ (Neverla und Schoon, 
2008:20; Herv. durch d. Verf.). 
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Rahmenbedingungen anpassen und die Routinen ihrer Interaktion temporär mo-
difizieren. 

Es wird erstens angenommen, dass Interdependenzen zwischen Medien und 
Politik im Alltag europäischer Politik grundsätzlich weit geringer ausgeprägt 
sind als im nationalen Kontext, dass aber – sobald ein Land die Ratspräsident-
schaft innehat – die gegenseitige Abhängigkeit zwischen den beiden Sphären 
wächst. 

Zweitens wird angenommen, dass es im Zuge von Ratspräsidentschaften 
und Gipfeln des Europäischen Rats zu einer Europäisierung7 der Arbeitsroutinen 
in der politischen Berichterstattung im Nationalstaat kommt. 

Drittens wird die These vertreten, dass die Momente fokussierter Aufmerk-
samkeit zu einer punktuellen Medialisierung von EU-Politik führen. Als Ar-
beitsdefinition wird Medialisierung hier zunächst als „die Ausrichtung politi-
schen Handelns und Verhaltens an den Gesetzmäßigkeiten des Mediensystems“ 
(Sarcinelli 1998: 678f.)8 gefasst.9 

Viertens wird davon ausgegangen, dass sich auf Ebene der EU eine eigene 
Kommunikationskultur entwickelt, die nationale Kommunikationskulturen zwar 
nicht ablöst, diese aber temporär überformt. Die spezifische Struktur des politi-
schen Systems der EU sowie die nationale Fragmentierung der Mediensysteme 
führen zu veränderten Handlungsbedingungen für Journalisten und politische 
Sprecher auf der Mikroebene.10 Nach Barbara Pfetsch wird politische Kommuni-
kationskultur hier verstanden als 

 
„die empirisch vorfindbaren Orientierungen der Akteure im System der Produktion 
politischer Botschaften gegenüber spezifischen Objekten der politischen Kommuni-

                                                           
7  Es kann mit dem vorliegenden Forschungsdesign keine Aussage über Medieninhalte getroffen 

werden. Der Begriff Europäisierung bezieht sich allein auf die Arbeitspraxis und das Selbst-
verständnis der beteiligten Journalisten und politischen Akteure. Gemeint ist eine nach eigenen 
Aussagen stärkere Konzentration auf europäische Themen und eine Anpassung von Infrastruk-
turen an das erhöhte Nachrichteninteresse an EU-Themen.  

8  Sarcinelli definiert Medialisierung als „(1) die wachsende Verschmelzung von Medienwirk-
lichkeit und politischer wie sozialer Wirklichkeit, (2) die zunehmende Wahrnehmung von Poli-
tik im Wege medienvermittelter Erfahrung sowie (3) die Ausrichtung politischen Handelns und 
Verhaltens an den Gesetzmäßigkeiten des Mediensystems“ (Sarcinelli 1998:678f.). 

9  Eine eigene Definition, die auch Anpassungsleistungen journalistischer Akteure an die Ge-
setzmäßigkeiten des politischen Systems einbezieht, die also von Reziprozität ausgeht, wird in 
Kapitel 3.3.2 erarbeitet. 

10  Empirische Forschung zu politischer Kommunikation findet auf unterschiedlichen Analyse-
ebenen statt. Eine hilfreiche Unterscheidung dieser Ebenen ist die zwischen Makro-, Meso- 
und Mikroebene. Die Mikroebene wird dabei meist als Ebene der Individuen und Kleingruppen 
beschrieben. Als Mesoebene gilt die Ebene der Organisationen. Die Makroebene bezeichnet 
die Ebene der „Großsysteme“ (Saxer 1998:637), beispielsweise die Ebene von Staaten oder 
verschiedenen gesellschaftlichen Systemen (vgl. ebd.).  



22   1 Einleitung 

kation, die die Art und Weise bestimmen, in der politische Akteure und Medienak-
teure in Bezug auf das gemeinsame politische Publikum kommunizieren“ (Pfetsch 
2003a:36). 

 
Als empirisches Fallbeispiel wurde die deutsche Ratspräsidentschaft im ersten 
Halbjahr 2007 ausgewählt. Die unmittelbar vorangegangenen Präsidentschaften 
Österreichs und Finnlands werden vergleichend herangezogen. Die Datengrund-
lage bilden 51 teilstandardisierte Experteninterviews mit Journalisten und politi-
schen Sprechern der drei untersuchten Mitgliedsstaaten11 sowie nichtteilnehmen-
de Beobachtungen auf dem Gipfel der deutschen Ratspräsidentschaft im Juni 
2007, bei zwei Presse-Briefings der Europäischen Kommission sowie bei einem 
Hintergrundkreis in der Ständigen Vertretung Deutschlands bei der EU. 
 
 
1.2 Relevanz und Einordnung in das Forschungsfeld 
 
In der Debatte um die Legitimation europäischer Politik wird immer wieder auch 
die Rolle der Massenmedien diskutiert. „Legitimität als eine demokratietheoreti-
sche Fundamentalkategorie politischer Kommunikation knüpft den Geltungsan-
spruch politischer Herrschaft an eine kommunikative Begründungsleistung“ 
(Sarcinelli 2005:77). Diese Begründungsleistung kann nur mit Hilfe der Vermitt-
lung durch Massenmedien erbracht werden. Ihnen wird folglich als Bindeglied 
zwischen Politik und Bürgern eine elementare Rolle in der Bereitstellung und 
Vermittlung von Informationen über politische Prozesse und Akteure zuge-
schrieben. Es gehört zum Common Sense, dass eine adäquate Berichterstattung 
über europäische Politik für eine funktionierende europäische Demokratie uner-
lässlich ist. Empirische Studien zeigen jedoch, dass die Realität der Medienbe-
richterstattung oft weit hinter den normativen Erwartungen zurückbleibt. 
 

„Es gibt unterschiedliche Interessen und unterschiedliche Überzeugungen (epistemi-
sche Probleme), es gibt hermeneutische Probleme (Nichtverstehen) und es gibt tech-
nische Schwierigkeiten bei der Organisation massenmedialer Kommunikation über 
Sprachgrenzen hinweg“ (Eder und Kantner 2000:328). 

 
Oft wird konstatiert, die Berichterstattung über Europa sei, gemessen an der 
Bedeutung dieser politischen Ebene, quantitativ unzureichend.12 Forschungser-
                                                           
11  Weitere neun teilstandardisierte Experteninterviews dienten als Hintergrundinformation. 
12  So stellen beispielsweise Machill et al. in ihrer Metaanalyse von 17 Medieninhaltsanalysen der 

Berichterstattung verschiedener europäischer Länder fest: „Overall, EU topics account for an 
extremely small proportion of the reporting in the particular national media“ (Machill et al. 
2006:57). 
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gebnisse zeigen zudem, dass die nationalen Medien – mit Ausnahme einiger 
Elitemedien wie der Financial Times oder der European Voice – meist ihrer 
jeweiligen nationalen Perspektive verhaftet bleiben, wenn sie über Europapolitik 
berichten und Europapolitik als Außenpolitik behandeln (vgl. Statham 2008:410; 
Gerhards 1993:105).13 So zersplittern gesamteuropäische Ereignisse schon im 
Moment der Berichterstattung in 27 unterschiedliche nationale Perspektiven. 
Dies wird in der Literatur allgemein damit erklärt, dass die Medien den (ange-
nommenen) Erwartungen der jeweiligen nationalen Leser und Seher entgegen 
kommen, um ihre Quoten und Auflagen zu maximieren, so dass 
 

„der Marktplatz Öffentlichkeit in Europa nach wie vor in verschiedene nationale 
Absatzmärkte zerfällt , auf denen jeweils wechselnde Preise vorherrschen und de-
ren unterschiedliche Konsumgewohnheiten von den Anbietern in Rechnung gestellt 
werden müssen“ (Trenz 2002:59). 

 
Diese und vergleichbare Aussagen über Europaberichterstattung werden häufig 
pauschal getroffen und nicht nach Zeitpunkten im politischen Prozess, Institutio-
nen oder Politikfeldern aufgeschlüsselt.14 Politische Systeme – insbesondere das 
der Europäischen Union – sind jedoch gekennzeichnet vom Zusammenspiel 
verschiedener politischer Institutionen, an die von Medien und Öffentlichkeit 
gemäß ihrer Funktion jeweils unterschiedliche Transparenz-Erwartungen heran-
getragen werden und die auch eine jeweils unterschiedliche Informationspolitik 
verfolgen. 

Während die Europäische Kommission und das Europäische Parlament mit 
einer relativ statischen Informations- und Kommunikationsarbeit eine kontinuier-
liche Kommunikationskultur mit den Brüsseler Korrespondenten entwickelt 
haben, ist die politische Kommunikation im Rat der Europäischen Union und im 
Europäischen Rat von Diskontinuität gekennzeichnet. Bereits die rotierende 
Ratspräsidentschaft sorgt für eine besondere Dynamik in der intergouvernemen-
talen Kommunikation. Im halbjährlichen Rhythmus wechseln die Sprecher der 
                                                           
13  Ausnahmen im Rundfunkbereich sind die Sender euronews und ARTE. euronews wird aller-

dings teilweise aus EU-Mitteln finanziert und kann daher nicht als gänzlich unabhängiges Me-
dium angesehen werden. ARTE ist ein deutsch-französischer Kulturkanal. Beide Angebote ha-
ben vergleichsweise niedrige Einschaltquoten (vgl. Kleinsteuber 2006:311). 

14  Häufig werden Ausnahmesituationen in der Europakommunikation untersucht. Beispiele sind 
die Untersuchung der Berichterstattung im Vorfeld von Wahlen zum Europäischen Parlament, 
im Vorfeld der Einführung des Euro oder der Berichterstattung im Rahmen von Gipfeln des 
Europäischen Rats (für eine Übersicht vgl. Peter et al. 2003:306). Eine Ausnahme hiervon bil-
det beispielsweise die Europub-Studie, ein länderübergreifendes Forschungsprojekt, das die 
Europäisierung der (Medien-) Öffentlichkeit für sechs Politikfelder differenziert untersucht hat 
(monetary politics, agriculture, immigration, military troops deployment, pensions/retirement, 
und education) (vgl. Pfetsch et al. 2004). 
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Präsidentschaft, und eine neue Regierung verleiht dem Europäischen Rat und 
dem Rat der Europäischen Union ‚ihr Gesicht‘.15 

Hinzu kommt, dass dem Tagesgeschäft des Rats, das vor allem von der Ar-
beit der nationalen Beamten unterschiedlicher Hierarchieebenen und des Gene-
ralsekretariats geprägt ist, die Sitzungen des Europäischen Rats gegenüberstehen, 
die mindestens zweimal pro Präsidentschaft als große Medienereignisse insze-
niert werden. Zu diesen Anlässen kommen die Staats- und Regierungschefs aller 
europäischen Staaten zusammen. Zudem treffen sich die nationalen Fachminister 
zu den Sitzungen des Ministerrats regelmäßig im jeweiligen Vorsitzland. Im 
intergouvernementalen Kontext treten politische Akteure in einer Doppelrolle 
auf: Sie sind sowohl Vertreter der jeweiligen europäischen Institution als auch 
Sachwalter ihrer nationalen Interessen. Dies gilt sowohl für Akteure des Präsi-
dentschaftslandes als auch für Akteure aus den anderen Mitgliedsstaaten. Es 
kommt zu einer kommunikativen Verschränkung der nationalen und der europäi-
schen Arena. 

Im Gefolge der politischen Protagonisten reisen auch Journalisten aus den 
Mitgliedsstaaten, die in Brüssel auf das ständige Presse-Corps treffen. Die ange-
reisten Journalisten recherchieren, analysieren und berichten unter anderen Vo-
raussetzungen als die in Brüssel ansässigen EU-Korrespondenten. Sie berichten 
nicht nur über ein europäisches Ereignis, sondern beobachten innenpolitische 
Akteure auf der europäischen Bühne. 

Inhaltsanalytische Studien der Medienberichterstattung zu Europapolitik 
zeigen, dass die institutionellen Routinen des Europäischen Rats die Quantität 
der massenmedialen Berichterstattung beeinflussen. Beispielsweise konnte de 
Vreese in einer Untersuchung feststellen, dass EU-Berichterstattung in nationa-
len Medien zyklisch verläuft und sowohl im Vorfeld als auch während der Gipfel 
des Europäischen Rats besonders ausgeprägt ist (vgl. de Vreese 2001:285). Es 
wird allgemein angenommen, dass es während Ratspräsidentschaften zu einer 
Intensivierung der EU-Berichterstattung im jeweiligen Vorsitzland kommt (vgl. 
Hayes-Renshaw 2007:120; Weidenfeld 2010:123). Hahn et al. konstatieren, dass 
auch die deutsche EU-Ratspräsidentschaft „in der Medienberichterstattung eine 
umfangreiche Resonanz erzeugte“ (Hahn et al. 2008:209). 

Diverse Autoren bringen, wie in Kapitel 2.1 dieser Arbeit ausführlich erläu-
tert wird, den temporären Anstieg von EU-Berichterstattung mit politischen 
Schlüsselereignissen in Verbindung. Für diese Arbeit wurde die Bezeichnung 

                                                           
15  Mit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon ist die rotierende Ratspräsidentschaft im Europäi-

schen Rat zu Gunsten eines permanenten Ratspräsidenten abgeschafft worden und die Ratsprä-
sidentschaft rotiert nur noch im Rat der Europäischen Union. Zum Zeitpunkt der österreichi-
schen, finnischen und deutschen Ratspräsidentschaften bezog sich der Vorsitz jedoch noch so-
wohl auf den Europäischen Rat als auch auf den Rat der Europäischen Union. 
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Momente fokussierter Aufmerksamkeit entwickelt. Denn es wird hier davon aus-
gegangen, dass nicht allein Reichweite und Bedeutung von politischen Entschei-
dungen und Ereignissen über die Gewichtung in der Berichterstattung entschei-
den. Auch in Routinezeiten – beispielsweise im politischen Alltag der Europäi-
schen Kommission – werden politische Entscheidungen von großer Bedeutung 
und Reichweite getroffen. Diese finden jedoch in der Berichterstattung weniger 
Widerhall (vgl. Peter und de Vreese 2004:15f.). Es ist vielmehr davon auszuge-
hen, dass es vor allem dann zu einer Fokussierung von Aufmerksamkeit kommt, 
wenn für politische Akteure spezifische Anreizstrukturen für die Suche nach 
Medienöffentlichkeit bestehen und wenn Ereignisse gleichzeitig in besonderem 
Maße der Selektionslogik der Medien entsprechen. Es wird hier angenommen, 
dass diese Momente fokussierter Aufmerksamkeit gleichzeitig zu einer punktuel-
len Medialisierung der EU-Politik führen. 

Die fokussierte Aufmerksamkeit während der Gipfel und Ratstagungen so-
wie die steigende Medienaufmerksamkeit in Ländern, die jeweils die Präsident-
schaft innehaben, sind erwartbar und durch die Selektionsmechanismen der Mas-
senmedien gut erklärbar. Anlässlich von ‚Gipfeln‘ treffen sich die Staats- und 
Regierungschefs. Diese Großveranstaltungen ziehen internationale Korrespon-
denten an (vgl. Wessels 2008:173). Im Zuge von Verhandlungen kommt es zu 
medial gut darstellbaren Konflikten zwischen nationalen Regierungschefs. Zu 
den Treffen des Rates kommen Fachminister der 27 Mitgliedsstaaten im Gastge-
berland der Ratspräsidentschaft zusammen. Diese EU-politischen Veranstaltun-
gen auf dem Territorium des vorsitzenden Mitgliedsstaats bieten ebenfalls An-
lässe zur Berichterstattung.  

Während der Ratspräsidentschaft des eigenen Landes werden nationale Po-
litiker zu Protagonisten auf der europäischen Bühne. Die Präsidentschaft steht 
für sechs Monate als federführende und vermittelnde Kraft im Rampenlicht der 
Europäischen Union. Die Nachrichtenfaktoren Prominenz, Personalisierung und 
Nähe sind also besonders stark ausgeprägt. Diese Mechanismen, die zu einer 
punktuell verstärkten Medialisierung politischer Ereignisse führen, sind auch aus 
dem nationalen Kontext bekannt. Klausurtagungen, Gipfeltreffen im Kanzleramt 
oder wichtige Bundestagsdebatten führen dort ebenfalls zu einer Fokussierung 
von medialer Aufmerksamkeit. 

Während für die nationale Ebene diverse theoretische Annahmen über das 
Zusammenspiel von Medien und Politik gemacht wurden sowie zahlreiche empi-
rische Studien zum Thema vorliegen,16 existiert auf europäischer Ebene wenig 
vergleichbare Forschung. Es ist jedoch zu bezweifeln, dass Forschungsergebnis-
se aus dem nationalen Kontext vollständig auf die EU übertragbar sind. Die 
                                                           
16  Vgl. beispielsweise Donsbach et al. 1993; Swanson 1997; Kepplinger 2002; Pfetsch 2003, 

2003a; Kamps und Nieland 2006 sowie Marcinkowski und Pfetsch 2009. 
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Europäische Union ist ein politisches System ohne historisches Vorbild. Es ist 
davon auszugehen, dass die Struktur dieses politischen Systems auch eine andere 
Realität politischer Prozesse hervorbringt als der Nationalstaat. Die Europäische 
Union stellt viele Theorien der Sozialwissenschaften auf die Probe, da diese 
„sich weitestgehend am idealtypischen Modell des demokratischen Nationalstaa-
tes orientieren“ (Jachtenfuchs 1997:15). Es muss zumindest hinterfragt werden, 
ob Modelle, die zur Erklärung des Verhältnisses von Politik und Medien auf 
nationaler Ebene entwickelt wurden, in gleicher Weise im Rahmen der EU an-
wendbar sind. 

Theoretische Betrachtungen zu den Bedingungen journalistischer Kultur, 
die auch Annahmen über das Verhältnis von Politik und Medien beinhalten, 
lassen eher das Gegenteil erwarten. Sie legen nahe, dass die Struktur des politi-
schen Systems maßgeblich auch die Kommunikationskultur innerhalb des jewei-
ligen Systems prägt. Hallin und Mancini gehen beispielsweise davon aus, „dass 
die Presse immer Form und Farbe der sozialen und politischen Strukturen an-
nimmt, innerhalb derer sie arbeitet“ (Hallin und Mancini 2003:11). 

Pfetsch schlägt vor, politische Kommunikation in eine strukturelle und eine 
kulturelle Dimension zu unterteilen. 
 

„Die Struktur der politischen Kommunikation betrifft die institutionellen Bedingun-
gen des politischen Systems und des Mediensystems auf der Makro- und Meso-
ebene. Die kulturelle Dimension zielt auf die Erfassung der Akteure und bezeichnet 
die subjektiven Handlungsorientierungen, Einstellungen und Normen von Akteuren 
in professionellen Rollen der politischen Kommunikation“ (Pfetsch 2003:394). 

 
Dementsprechend kann politische Kommunikation als „Zusammenspiel von 
Akteurshandeln und Strukturbedingungen“ (ebd.) gefasst werden. 

Im Gegensatz zu den zahlreichen Arbeiten zur Berichterstattung über die 
Europäische Union und zur Konstitution einer europäischen Öffentlichkeit, die 
den Output der Medien zum Thema EU-Politik als empirischen Angriffspunkt 
nehmen, sollen in dieser Arbeit die Akteure der EU-Berichterstattung und ihre 
Reaktionen auf sich zyklisch verändernde Strukturbedingungen in den Fokus 
gerückt werden. Die Frage danach, wie die wechselnden institutionellen Voraus-
setzungen ihre Arbeit und ihr Selbstverständnis beeinflussen, soll im Mittelpunkt 
stehen. Die Dynamik zwischen politischen Sprechern und Journalisten – den 
entscheidenden Akteuren, wenn es um die Bereitstellung von medialen Informa-
tionen zu europäischer Politik für die Bevölkerung geht – soll sowohl in Routi-
nephasen als auch unter Bedingungen fokussierter Aufmerksamkeit beschrieben 
und erklärt werden. Dabei sollen einerseits die Vermittlungs- und Thematisie-
rungsstrategien politischer Sprecher sowie andererseits die Reaktionen der Jour-
nalisten, welche die Adressaten dieser Anstrengung sind, untersucht werden. 
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Journalisten und politische Sprecher werden hierbei als Repräsentanten der 
Sphären Medien und Politik verstanden (vgl. Kapitel 3.1.1). Die Kommunikati-
onsabläufe zwischen politischen Sprechern und Journalisten in Momenten fokus-
sierter Aufmerksamkeit sind bisher nicht untersucht worden. Dies gilt sowohl für 
die Abläufe im jeweiligen Vorsitzland während der Präsidentschaftszeit als auch 
für Gipfel als herausgestellte Medienereignisse.17 
 
 
1.3 Vorgehen 
 
Zu Beginn der Arbeit erfolgt die Auseinandersetzung mit für die Fragestellung 
relevanten Erträgen bisheriger Forschung. Ziel dieser Darstellung ist unter ande-
rem die Konkretisierung des Forschungsdesiderats, dem in der vorliegenden 
Arbeit begegnet werden soll. Dabei wird deutlich, dass sich zahlreiche Studien 
mit der politischen Kommunikation über die EU auf Basis des journalistischen 
Outputs, also auf Basis von Medientexten auseinandersetzen – aber nur wenige 
Arbeiten das Verhältnis von Medien und Politik auf Ebene der Akteure untersu-
chen. 

Einige der meist inhaltsanalytischen Studien zur EU-Berichterstattung wei-
sen darauf hin, dass die Berichterstattung zwischen Routinezeiten und Momen-
ten fokussierter Aufmerksamkeit starken quantitativen Schwankungen unterwor-
fen ist. Diese quantitativen Ausschläge in der Berichterstattung stellen den Aus-
gangspunkt der vorliegenden qualitativen Untersuchung dar, die sich mit Rats-
präsidentschaften und Gipfeln des Europäischen Rats als Momenten fokussierter 
Aufmerksamkeit befasst. Studien zur Öffentlichkeitsarbeit18 der EU-Institutionen 
sowie die bisherige Forschung zu journalistischen Akteuren in der EU-
Berichterstattung legen nahe, dass das Verhältnis zwischen politischen Sprechern 
und Journalisten stark von den sie umgebenden institutionellen Strukturen ge-
prägt wird. Deshalb werden die institutionell prägenden Rahmenbedingungen für 
die Interaktion zwischen Journalisten und politischen Sprechern im Kapitel Die 

                                                           
17  Als Ausnahme muss die Untersuchung von Cornia et al. erwähnt werden, die Arbeitsroutinen 

deutscher und italienischer Journalisten im Rahmen des Frühjahrsgipfels des Europäischen 
Rats 2006 beobachtet haben und gleichzeitig die Medienberichterstattung dieses Ereignisses in 
deutschen und italienischen Zeitungen inhaltsanalytisch untersucht haben. Diese Untersuchung 
nimmt jedoch allein deutsche und italienische Medien in den Blick. Die Perspektive der politi-
schen Sprecher ist in dieser Untersuchung nicht vertreten (vgl. Cornia et al. 2008). 

18  In der Literatur besteht weitgehend Konsens über eine synonyme Verwendung des englischen 
Begriffs Public Relations (PR) und der deutschen Entsprechung Öffentlichkeitsarbeit (vgl. 
Fröhlich 2005:95). Auch in der vorliegenden Arbeit werden die Begriffe synomym verwendet. 
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Europäische Union als politisches System sui generis (2.5) genauer herausgear-
beitet.19 

Im theoretischen Rahmen (3) werden Forschungsheuristiken eingeführt, die 
das Verhältnis zwischen politischen Sprechern und Journalisten in variierenden 
institutionellen Kontexten erklären sollen. Dabei wird das Konzept der 
Medialisierung in den Mittelpunkt gestellt. Diese Entscheidung beruht auf der 
Annahme, dass der Wechsel zwischen Routinezeiten und Momenten fokussierter 
Aufmerksamkeit mit unterschiedlichen Medialisierungsgraden der Politik ein-
hergeht. Es ist häufig unklar, was sich genau hinter dem Modebegriff der 
Medialisierung verbirgt. Hier wird der Begriff weniger als eine eigene analyti-
sche Größe eingeführt, sondern vielmehr als ein Dachbegriff, unter den sich 
unterschiedliche Forschungsheuristiken subsumieren lassen. Dabei können im 
nationalen Kontext bereits gut erforschte Ansätze (wie z. B. zur journalistischen 
Nachrichtenselektion oder zum Agenda Setting) zur Erklärung herangezogen 
werden.20 Diese Forschungsheuristiken werden in einem Modell zur Mediali-
sierung vereint, das als analytisches Werkzeug dient, um empirisch begründete 
Aussagen über die Ausprägung der Medialisierung in verschiedenen Handlungs-
räumen der politischen Kommunikation treffen zu können. 

Um den Zusammenhang zwischen systemischen und organisationellen 
Strukturen auf der einen Seite und Akteursverhalten auf der anderen Seite erfas-
sen zu können, wird ein akteurstheoretischer Ansatz von Jarren und Donges 
(2006) zugrunde gelegt. Die Autoren gehen davon aus, dass sich auf unterschied-
lichen Ebenen des politischen Systems in der Interaktion zwischen Journalisten 
und politischen Sprechern jeweils eigene Handlungsräume mit unterschiedlichen 
Normen, Regeln21 und Rollenerwartungen herausbilden. Dieser Ansatz ermög-
                                                           
19  Die Untersuchungen zum Verhältnis zwischen Medien und Politik sowie zwischen politischen 

Sprechern und Journalisten im Nationalstaat werden im Forschungsstand dieser Arbeit nicht 
systematisch aufgearbeitet. Es wird davon ausgegangen, dass die empirischen Ergebnisse die-
ses Forschungsfeldes nur bedingt auf den Kontext der EU übertragbar sind (vgl. Kapitel 9.1.5). 
Sie werden deshalb nur dann selektiv hinzugezogen, wenn sie einen Erkenntnisfortschritt für 
den vorliegenden Kontext versprechen. Theoretische Erklärungsansätze aus diesem For-
schungsfeld werden im theoretischen Rahmen dieser Arbeit (Kapitel 3) zur Entwicklung des 
Medialisierungsbegriffs herangezogen. 

20  Entsprechend beschreibt Marcinkowski: „Mit den Organisationsbedingungen, Produktionsrou-
tinen, Nachrichtenwerten und Formatzwängen medialer Öffentlichkeitserzeugung stellt die 
Medien- und Kommunikationsforschung eine Reihe gut erprobter Instrumente bereit, um die so 
genannte Medienlogik anhand operationaler Kriterien differenziert zu beschreiben“ (Marcin-
kowski 2005:342). 

21  Dabei lassen sich formale Normen (z. B. einklagbare Gesetze) und soziale Normen (z. B. 
Organisations- und Professionsnormen) unterscheiden (vgl. Jarren und Donges 2006:287). So-
ziale Normen bilden sich häufig in sozialen Prozessen heraus. „Regeln verweisen auf Normen 
zurück, sie sind jedoch im geringeren Maß verbindlich und zu einem gewissen Grad 
aushandelbar“ (ebd.:292). 
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licht demnach die Verbindung der Makro- und Mikroebene in einer Forschungs-
perspektive. 

An den theoretischen Rahmen dieser Arbeit schließt sich ein Kapitel zu den 
nationalen Rahmenbedingungen (4) der drei Ratspräsidentschaften an. Hier wer-
den Informationen zu den untersuchten Ländern Deutschland, Österreich und 
Finnland sowie zu den Programmen der drei untersuchten Ratspräsidentschaften 
dargestellt. Dabei werden Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen den 
untersuchten Ländern herausgearbeitet. Die dort zusammengestellten Daten über 
die jeweiligen Mediensysteme sowie den politischen Kontext der Ratspräsident-
schaften sollen im Weiteren dazu dienen, die Ergebnisse der empirischen Unter-
suchung zutreffend einzuordnen. 

Im Kapitel Methode (5) wird dargestellt, welche Überlegungen dazu geführt 
haben, die Methode des qualitativen Experteninterviews und die der nichtteil-
nehmenden Beobachtung anzuwenden. Zudem wird das Vorgehen bei der Fall-
auswahl, der Datenerhebung sowie der Analyse und Interpretation der Interviews 
geschildert. Diese Darstellung soll die intersubjektive Nachvollziehbarkeit des 
methodischen Vorgehens in diesem Projekt gewährleisten. 

Die Auswertung der Interviews erfolgt in drei Kapiteln (6, 7 und 8). Im ers-
ten Kapitel werden Routinephasen der Europaberichterstattung behandelt. Der 
zweite Teil der Ergebnisauswertung befasst sich mit Gipfeln des Europäischen 
Rats und Sitzungen des Rats der Europäischen Union. Im dritten Kapitel wird 
auf Ratspräsidentschaften als Momente fokussierter Aufmerksamkeit eingegan-
gen. 
 
 
1.4 Ausblick auf die Ergebnisse 
 
Die Auswertung der Daten hat gezeigt, dass die Frage nach dem Verhältnis zwi-
schen Medien und Politik auf Ebene der EU nicht pauschal beantwortet werden 
kann. Vielmehr muss die Betrachtung nach verschiedenen institutionellen Kon-
texten differenziert erfolgen. Vor allem im intergouvernementalen Kontext, 
wenn nationale Minister sowie Staats- und Regierungschefs in Erscheinung tre-
ten, steigt die gegenseitige Abhängigkeit zwischen Medien und Politik. Gleiches 
gilt, bezogen auf das jeweilige Vorsitzland, auch für Ratspräsidentschaften. Da-
gegen bestehen im supranationalen Kontext der Europäischen Kommission und 
des Europäischen Parlaments in der Regel weniger Interdependenzen zwischen 
politischen Akteuren und Journalisten. 

Gipfel des Europäischen Rats und Ratstagungen erregen EU-weit gesteiger-
te Medienaufmerksamkeit. Wie die Interviews zeigen, findet während der Rats-
präsidentschaft des eigenen Landes für sechs Monate eine Intensivierung der 
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EU-Berichterstattung in den Heimatredaktionen statt. Diese Intensivierung der 
EU-Berichterstattung ist jedoch – wie die Untersuchungsergebnisse deutlich 
zeigen – nicht als Europäisierung der Handlungsroutinen politischer Berichter-
stattung zu verstehen. Sie kann vielmehr als Prozess der Nationalisierung von 
EU-Berichterstattung betrachtet werden. Die Forschungsergebnisse zeigen, dass 
EU-Politik in diesen Kontexten Teil des nationalen politischen Wettbewerbs 
wird und deshalb an Nachrichtenwert gewinnt. Die These, dass es im Zuge von 
Ratspräsidentschaften und Gipfeln des Europäischen Rats zu einer Europäisie-
rung der Arbeitsroutinen der politischen Berichterstattung im Nationalstaat 
kommt, hat sich also als nicht zutreffend erwiesen. 

Dagegen konnte die Annahme, dass es in Momenten fokussierter Aufmerk-
samkeit zu einer punktuellen Medialisierung von EU-Politik kommt, bestätigt 
werden. Bei Anwendung des im theoretischen Rahmen dieser Arbeit (Kapitel 3) 
entwickelten Modells wird deutlich, dass EU-Gipfel und Ratstagungen sowie der 
Ratsvorsitz im jeweiligen Präsidentschaftsland zu einer intensivierten 
Medialisierung von EU-Politik führen. 

Im Rahmen von Gipfeln ist jedoch nicht nur die Anpassung politischer Ak-
teure an die Medienlogik zu beobachten, sondern punktuell auch eine starke 
Abschottung der Verhandlungen von öffentlicher Beobachtung. Dieser Rückzug 
politischer Akteure von medialer Beobachtung kann ebenfalls als Reaktion auf 
die Medienlogik verstanden werden. Er erfolgt nicht trotz sondern gerade auf-
grund der hochmedialisierten Situation. 
 



2 Forschungsstand 
 
 
 
 
 
 
Um die vorliegende Fragestellung im Kontext der gängigen Forschungsliteratur 
zu verorten, werden im Folgenden relevante Studien systematisch dargestellt. 
Dabei wird zunächst in der gebotenen Kürze auf Untersuchungen eingegangen, 
die sich mit der Rolle der Medien im Kontext der Debatte zur Entstehung einer 
europäischen Öffentlichkeit auseinandersetzen und dabei weitgehend inhaltsana-
lytisch vorgehen. Darauf folgend soll die Forschung zu Medienorganisationen 
und journalistischen Akteuren in der EU-Berichterstattung konkreter in den 
Blick genommen werden. Schließlich werden Studien vorgestellt, die sich mit 
politischen Sprechern und der Öffentlichkeitsarbeit politischer Institutionen 
auseinandersetzen. 
 
 
2.1 Die Rolle der Medien in der europäischen Integration und ihr Beitrag 

zur Entstehung einer europäischen Öffentlichkeit 
 
Die Forschung zur Konstitution einer europäischen Öffentlichkeit steht weder 
theoretisch noch empirisch im Zentrum dieser Arbeit. Die vorliegende qualitativ 
angelegte Arbeit unternimmt vielmehr den Versuch, quantitative empirische 
Ergebnisse, die dieser Forschungszweig hervorgebracht hat, auf Mikroebene zu 
erklären. Es soll hier also keine Aussage über den Status quo europäischer mas-
senmedialer Öffentlichkeit getroffen werden, sondern ein Beitrag zum Verständ-
nis der Funktionsweisen politischer Kommunikation im Kontext der EU geleistet 
werden. Dabei konzentriert sich die Arbeit auf die Akteure der Europakommuni-
kation und nicht auf den Output, also die Medieninhalte. Im Folgenden wird das 
Forschungsfeld zu europäischer Öffentlichkeit mit einem Fokus auf für diese 
Arbeit relevante Ergebnisse kurz skizziert. 

Die Entstehung einer europäischen Öffentlichkeit kann als Bedingung für 
die demokratische Legitimation der Politik der Europäischen Union gesehen 
werden (vgl. Habermas 2001:9; Gerhards 2000:53f.). Die Frage nach den kom-
munikativen Voraussetzungen einer europäischen Demokratie hat inzwischen ein 
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ganzes Forschungsfeld hervorgebracht.22 Wissenschaftler verschiedener Diszip-
linen wie der Politik-, der Kommunikationswissenschaft und der Soziologie 
haben sich mit dem Themenfeld sowohl theoretisch als auch empirisch intensiv 
auseinandergesetzt. 

Die ersten Studien sind im Kontext der 1979 eingeführten Europawahlen 
entstanden.23 Der Beginn einer systematischen Auseinandersetzung mit der Fra-
ge nach der Entstehung einer europäischen Öffentlichkeit wird häufig auf den 
Zeitraum der 1990er Jahre datiert (vgl. Adam 2007:31; Berkel 2006:15; Meyer 
2009:1047).24 Es handelt sich also um ein recht junges Forschungsfeld. Die Di-
agnose eines Öffentlichkeitsdefizits in der EU (vgl. z. B. Gerhards 1993; 2000) 
hat in dieser Zeit eine lebhafte Debatte in Gang gebracht. Bei Sichtung der in-
zwischen zahlreichen Studien zu europäischer Öffentlichkeit wird deutlich, dass 
die idealtypischen Konzeptionen einer europäischen Öffentlichkeit in der Theo-
rie ebenso heterogen sind wie die daraus abgeleiteten normativen Anforderungen 
an ein solches Konstrukt. Auch ist unklar, welches Maß an Europäisierung erfüllt 
sein muss, um von einer europäischen Öffentlichkeit sprechen zu können. Folg-
lich unterscheiden sich auch die Einschätzungen zum Status quo europäischer 
Öffentlichkeit. Gerhards stellt fest: „Die Öffentlichkeit hinkt einer Transnationa-
lisierung der Politik hinterher, sie bleibt nationalstaatlich verhaftet, während sich 
die Politik europäisiert hat“ (Gerhards 2000b:299). Er attestiert der Europäischen 
Union ein Öffentlichkeitsdefizit. Eder und Kantner dagegen zweifeln die Exis-
tenz eines solchen Öffentlichkeitsdefizits an und argumentieren: „Das erreichte 
Niveau der europäischen politischen Kommunikation – sowohl im Hinblick auf 
die Kommunikationsdichte als auch bezüglich der Konvergenz der Deutungs-
muster – geht längst weit über die Charakteristika normaler außenpolitischer 
Berichterstattung hinaus“ (Eder und Kantner 2000:307). Eder geht so weit fest-
zustellen: „Es gibt bereits viel europäische Öffentlichkeit“ (Eder 2000:167). Er 
kritisiert dabei, dass häufig nationale Modelle der Beurteilung einer europäi-
schen Öffentlichkeit zugrunde gelegt würden (vgl. ebd.:171; vgl. auch Risse 
2002:1f.). Inzwischen hat sich eine rege Diskussion darüber entfaltet, welcher 

                                                           
22  Latzer und Saurwein (2006) liefern einen Überblick der Debatte zur Öffentlichkeitsforschung 

im europäischen Kontext. 
23  Beispielsweise hat Schulz in einer international vergleichenden Untersuchung Kampagnen zur 

ersten Europawahl in den damals neun Mitgliedsstaaten verglichen. Aufbauend auf einer Ana-
lyse von TV-Material in den neun Mitgliedsstaaten kommt er zu dem Schluss, dass es sich im 
Grunde um neun verschiedene nationale Kampagnen handelte (vgl. Schulz 1983:371). 

24  So fällt der Beginn der intensiveren Forschung zum Thema europäische Öffentlichkeit zusam-
men mit der Legitimationskrise der EU im Kontext der Ratifizierung des Maastrichter Ver-
trags, die 1992 durch das negative Referendum der Dänen und das nur knappe „Ja“ der Franzo-
sen ausgelöst wurde. „Seitdem ist das Öffentlichkeitsdefizit der EU ein Thema wissenschaftli-
cher und politischer Diskussion“ (Gerhards 2000:46). 
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Gestalt eine europäische Öffentlichkeit sui generis sein könnte und wie sich der 
Prozess zur Etablierung einer solchen transnationalen Öffentlichkeit gestalten 
könnte. Grob lassen sich zwei „Hauptentwicklungspfade“ (Latzer und Saurwein 
2006:16) einer europäischen Öffentlichkeit benennen, die von Gerhards 1993 
eingeführt wurden: Dies ist zum einen die Entstehung einer einheitlichen euro-
päischen Öffentlichkeit (oder auch einer paneuropäischen Öffentlichkeit) und 
zum anderen die Europäisierung nationaler Öffentlichkeiten (vgl. Gerhards 
1993:100ff.). Heute wird allgemein davon ausgegangen, dass eine Europäisie-
rung nationaler Öffentlichkeiten als realistischer anzusehen ist (vgl. Gerhards 
2000b:293). Die Entstehung einer paneuropäischen Öffentlichkeit ist sehr vor-
aussetzungsreich, da sie an die Existenz gemeinsamer europäischer Medien und 
einer gemeinsamen Sprache gekoppelt ist, und gilt deshalb als recht unwahr-
scheinlich (vgl. Grimm 1994:41f.; Kielmansegg 2003:60f.). Landfried betont, 
dass diese beiden Entwicklungspfade einander jedoch nicht ausschließen müs-
sen. Es sei vielmehr wahrscheinlich, dass europäisierte nationale Öffentlich-
keiten auch in einer paneuropäischen Öffentlichkeit „nicht verschwinden“ (vgl. 
Landfried 2004:126), sondern vielmehr deren Kernelement konstituieren würden 
(vgl. ebd.). Neverla spricht von einer „inhomogene[n], patchworkartige[n] Struk-
tur“ (Neverla 2006:233) einer so konstituierten europäischen Öffentlichkeit, weil 
die nationalen Spezifika des Journalismus sowie der politischen Systeme der 
Nationalstaaten prägend blieben (vgl. ebd.). 

In der Literatur wird häufig zwischen zwei Formen der Europäisierung von 
Öffentlichkeit unterschieden. Unter vertikaler Europäisierung wird die Bezug-
nahme auf Institutionen, Akteure und Themen der Europapolitik in der nationa-
len Öffentlichkeit verstanden. Mit horizontaler Europäisierung ist dagegen die 
gegenseitige Beobachtung nationaler Öffentlichkeiten europäischer Länder ge-
meint – wenn also europarelevante Themen und politische Akteure in europapo-
litischen Zusammenhängen in anderen nationalen Öffentlichkeiten thematisiert 
werden (vgl. Latzer und Saurwein 2006:17).25 

Um der Frage nach dem Vorhandensein und der Gestalt einer europäischen 
Öffentlichkeit nachzugehen, werden häufig Medienanalysen nationaler Bericht-
erstattung durchgeführt. Es verwundert nicht, dass – abhängig von den Anforde-
rungen, die sie an eine europäische Öffentlichkeit stellen – auch empirische Stu-
dien bezüglich des Status einer europäischen Öffentlichkeit zu sehr unterschied-
lichen Ergebnissen kommen. Vetters gibt einen umfassenden Überblick über 
quantitative Studien zur europäischen Öffentlichkeit und verdeutlicht die große 
Varianz der untersuchten Länder und Medien sowie der Forschungsfragen und 
der Kriterien, die jeweils zugrunde gelegt wurden (vgl. Vetters 2008:132ff.). Die 
                                                           
25  Für eine weitere Ausdifferenzierung der Dimensionen der Europäisierung siehe auch Koop-

mans und Erbe 2003:6; Machill et al. 2006:63 und Weßler 2007:55. 
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Ergebnisse solcher Studien sind nur in wenigen Fällen vergleichbar. So stellen 
auch Latzer und Saurwein fest: 
 

„Der Überblick zum empirischen Forschungsstand zeigt ein äußerst heterogenes 
Feld an Analyseansätzen und widersprüchliche Ergebnisse über das Ausmaß der Eu-
ropäisierung von Öffentlichkeit, die auf unterschiedliche Indikatorensysteme und 
Messverfahren zurückgeführt werden können“ (Latzer und Saurwein 2006:23). 

 
Neidhardt verweist darauf, dass die großen Unterschiede in den Forschungser-
gebnissen auch auf Artefakte der empirischen Forschung zurückgeführt werden 
können (vgl. Neidhardt 2006:48). 

Diverse Autoren nehmen in ihren – meist inhaltsanalytischen – Untersu-
chungen eine Unterscheidung zwischen Öffentlichkeit in Routinephasen und 
Öffentlichkeit im Kontext von Gipfeln und Konfliktfällen vor (vgl. Eder und 
Kantner 2002:86; Adam 2007:35). Dabei unterscheiden die Autoren zwischen 
Routinezeiten und Schlüsselereignissen (key events). Gipfel werden in der vor-
liegenden Untersuchung als eine Sonderform von Schlüsselereignissen der Euro-
pakommunikation verstanden. Peter und de Vreese nehmen folgende hilfreiche 
Unterscheidung vor: 
 

„We distinguish between routine periods and summit periods. Routine periods are 
periods in which no prescheduled European key event such as European elections, 
EU referenda, or EU summits are held. However it may encompass meetings of the 
Council of Ministers. Summit periods consist of the days before, during, and after 
the meetings of EU Heads of Governments, which typically take place four times a 
year“ (Peter und de Vreese 2004:5). 

 
Als Schlüsselereignisse wurden neben Gipfeln des Europäischen Rats (siehe 
auch Semetko und Valkenburg 2000) auch die Einführung des Euro (de Vreese 
et al. 2001) oder Wahlen zum Europäischen Parlament untersucht (vgl. de 
Vreese 2001).26 In ihrer Metaanalyse von 17 Studien zu europäischer Öffentlich-
keit, welche die Medienberichterstattung diverser Länder untersuchen, kommen 
Machill et al. zu dem Schluss: „The analysis makes clear that a considerable 
increase in EU reporting occurs on the days of such events, sometimes even 
shortly before“ (Machill et al. 2006:77). Empirische Ergebnisse haben Autoren 
zu der Annahme veranlasst, die EU-Berichterstattung verlaufe zyklisch (vgl. de 
Vreese 2001:283; Norris 2000:188). So stellt Norris in ihrer Medieninhaltsana-
lyse fest: „There was a pronounced cyclical pattern, with news peaking around 

                                                           
26  Die Studien beziehen sich jeweils auf unterschiedliche Medien (TV oder Print) sowie unter-

schiedliche Länder und sind daher nur schwer zu vergleichen.  


